
,,Wollen eine klare Regelung"
Die Tage der Straßenaus-

baubeiträge sind gezählt.

Matthias Beyer, Hofer
Kreisvorsitzender des

Gemeindetags, hofft
auf eine neue Denkweise
in den Kommunen. -

Hen Beye$ rutn will audt die 6U
die Straßenausbaubeitngsntzung
(Strab$ abrchaffen. Wa halten Sie

davon, als Bürgermeßter der Freien
Wähler und als lSeisvorsitzender
des bayaisclrcn Gemeindetags?

Die meisten Bürgermeister sind froh,
dass das Themahoffentlich in abseh-
barer Zeit vom Tisch ist und eine kla-
re Regelung eingefuhrt wird. In den
vergangenen Tagen haben sich ein
Bürgermeister und ein Gemeinderat
aus anderen Gemeinden - die übri-
gens nicht den Freien Wählern ange-
hören - bei mir gemeldet Sie wollten
wissen, wo man die Unterschriften-
listen für das Bürgerbegehren gegen
die Ausbaubeiträge erhält. Viele wol-
len den Druck aufrechterhalten, der
durch das Bürgerbegehren entstan-
den ist. Es henscht auf kommunaler
Ebene ein Grundkonsens, dass das

letzt durchgezogen werden muss.

Sind Sie penönlich der Meinung,
dass die Frcien WäHet das Bttuger-
begehren weitenerto$ea sollten,
ftoa der Initiative der CSW

Man weiß ja nicht, wie schnell eine
neue Regelung kommt. Zurzeit wer-
den konkrete Lösungen ausgearbei-
tet - es wird sich zeigen müssen, ob
es das Bürgerbegehren noch braucht.

SPD-landtagsabgeordneter Kaus
Adelt wirft Freie-Wähler-Vonitzen-
dem Hubert Aiwanger vor, er venfi-
sache in den Kommwen ein Cha-
os. We bewaten Sie diese Kritik?
Dieses landes- und parteipolitische

Geplänkel will ich nicht kommentie-
ren. Ich bin in erster Linie Bürger-
meister. Es kann uns allen nur recht

sein, wenn eine klare Regelung
kommt. Man muss Folgendes sehen:
Die Strabs ist nicht verbindlich gere-
gelt, sondem eine Soll-Bestimmung,
die für fast alle Kommunen als

,,Muss" auszulegen ist. Trotzdem ist
ihre Anwendung durch Rechtsauf-
sichtsbehörden in Bayem unter-
schiedlich vollzogen worden.

Wie ist die Situation in Köditz?
Wir haben die 2004 erlassene Bei-
tragssatzung bisher zweimal ange-
wendet. Aktuell läuft eine Ausbau-
maßnahme im Gewerbegebiet. Das
ist nichts allzu Großes, wir müssen

Matthias Beyer, Bürgermeister
von Köditz und Kreisvorsitzender des

** jl,:T*:qT!1'l:g' __
insgesamt 40000 Euro umlegen.
Aber kaum hatten wir die Informati-
onsschreiben an die betroffenen
Grundstückseigentrimer verschickt,
kamen negative Reaktionen. Das
zeigt, was das fur ein heißes Eisen ist.

We werden Sie in diesem Fall wei-
ter verkhren?l,Vtrd die Gemeinde
die Kosten umlegan, üotz der neu-
en Entwicklungen?

Wir müssen abwarten, was bei der
Suche nach einer Übergangsregelung
herauskommt. Es gibt keinen Druck,
der Ausbau hat erst begonnen.

Nle Städte tnd Gemeinden im
Iandkreß Hof vertügen üfur Bei-
tragssatrungen ...

Interview

Oft kommen die Satzungen aber gar
nicht zur Anwendung. Um sich lir-
ger zu ersparen, haben viele Kommu-
nen in den vergangenen Jahren ver-
sucht, beitragspflichtige Sanierun-
gen zu vermeiden - was aber nur bei
nicht staatlich geförderten Maßnah-
men möglich war. Wenn nun eine
neue Regelung kommt, erwarte ich,
dass die Städte und Gemeinden mit
einer anderen Denkweise als bisher
an Sanierungsproiekte herangehen.

We meinen Sie das?
Bisher ist es oft so, dass sich Kommu-
nen bei der Reparatur von Straßen
auf Kosmetik beschränken, um Kos-
ten zu sparen und die Bürger nicht
belasten zu müssen. Wenn die Strabs
wegfällt, können sie Sanierungen
sinnvoller angehen und im notwen-
digen Maße daftir investieren, falls fi-
nanzielle Mittel vorhanden sind. Na-
ttirlich muss aber erst geklärt wer-
den, wie die fehlenden Beitragszah-
lungen kompensiert werden.

WelcheMöglichkeitan gibt es dafitr
aus lfuer Sicht?

Das ist schwer zu beantworten. Ein
Teil der Straßenausbaukosten wird ia
auch künftig an den Kommunen als
Eigenmittel hängen bleiben, wie es

bisher schon der Fall ist. Der Wegfall
der Ausbaubeiträge wird wohl letzt-
lich mit Steuergeldem ausgeglichen
werden müssen. Welche Töpfe infra-
ge kommen, kann ich nicht beurtei-
len, dass.müssen die Fachleute auf
Landesebene klären. Ich hoffe nur,
dass die Mittel nicht aus dem kom-
munalen Finanzausgleich entnom-
men werden, denn dieses Geld wür-
de den Kommunenwoanders fehlen.

Hufurt Aiwanger hat gefordert,
den BtiLrgembereiß in derVergan-
genheit beahlte Beiträge zwückzu-
eßtatta7.

Das halte ich für nicht durchfuhrbar.
Aber man muss sicherlich über die
Abrechnung von aktuell laufenden
Maßnahmen diskutieren.

Das Gespräch führte Hannu Kelßch
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